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In diesem Beitrag werden Erfahrungen mit Arbeitszeitverkürzungen und -Verlängerungen in Polen aufgezeigt. Besonders 
berücksichtigt wird dabei der Übergang zur 5-Tage-Woche im Jahre 1981 und seine ökonomisch-sozialen Folgen. 
Von Seiten der offiziellen Kreise wurde die Arbeitszeitverkürzung als eine wichtige Ursache der ökonomischen Krise 
dargestellt. Bei Aufzählung der Produktionsverluste beachtete man jedoch nicht, daß die wesentlichen Ursachen der 
unvollständigen Ausnutzung der Produktionskapazitäten in der mangelnden Materialversorgung und in der schlechten 
Arbeitsorganisation der staatlichen Betriebe zu suchen waren. Davon zeugen die Ergebnisse einer Umfrage in 342 
Betrieben der verarbeitenden Industrie. Mehr als 80% der untersuchten Betriebe schrieben den arbeitsfreien Samstagen 
keine Produktionsverluste zu. 58% waren der Meinung, daß die werkfreien Samstage keinen größeren Einfluß auf die 
Produktionsergebnisse des Betriebes hatten und 25% behaupteten sogar, ihre Einführung sei für das Unternehmen nützlich 
gewesen. Nur 15% vertraten den Standpunkt, die arbeitsfreien Samstage hätten sich negativ auf die Produktion des 
Betriebes ausgewirkt. Die sich verschlechternde ökonomische Situation hatte die Regierung zur Suche nach neuen 
Lösungen in der Arbeitsorganisation veranlaßt. In den Jahren 1983 bis 1988 kam es zu einer Kehrtwende in der 
Arbeitszeitpolitik mit dem Resultat einer generellen Verlängerung der Arbeitszeit, durch: 
-  zusätzliche Beschäftigung der eigenen Arbeiter außerhalb der gewöhnlichen Arbeitszeit sowie der nichtberufstätigen 
Personen im Rahmen der sogenannten „wirtschaftlichen Betriebsgruppen“, 
-  eine Arbeitszeitverlängerung für Arbeitnehmer in Betrieben von grundsätzlicher Bedeutung für die Volkswirtschaft und 
die Landesverteidigung sowie 
-  durch Erhöhung des Überstundenlimits. 
Die Regierung unternahm umfangreiche Lösungsversuche, deren Wirkung aber gering war. So wurden die organisatori-
schen Mißstände sanktioniert, ein Beitrag zur besseren Ausnutzung der Produktionskapazitäten und der Arbeitszeit aber 
nicht geleistet. Einen Beweis dafür liefern die Daten über die Arbeitszeitverluste in polnischen Unternehmen. 
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1. Die Arbeitszeitverkürzung – Ein Rückblick 
Die Wochenarbeitszeit von 46 Stunden wurde in Polen als 
Norm zum ersten Mal im Jahre 1918 eingeführt. Nach dem 
Zweiten Weltkrieg wurde die 46-Stunden-Woche in der 
Industrie und im Handel erneut verabschiedet. Im ersten 
Jahrzehnt nach Kriegsende gehörte Polen zu den Ländern 
* Dr. Zenon Wisniewski ist Wissenschaftlicher Assistent an der Universität 
Torun (Polen). Der Beitrag liegt in der alleinigen Verantwortung des Autors. 
1) Ustawa o skröconym czasie pracy szczegölnie uciazliwej lub wykonywa-nej 
w szkodliwych warunkach, Dziennik Ustaw 1950, nr 20. 
Europas mit der kürzesten Wochenarbeitszeit. In den mei-
sten europäischen Ländern wurde erst nach 1956 von der 
48-Stunden-Woche abgegangen. In der Sowjetunion, der 
Bundesrepublik Deutschland und Bulgarien hatte man bei-
spielsweise die Wochenarbeitszeit von 46 Stunden oder 
weniger erst 1956 eingeführt, in Schweden 1958, in Jugosla-
wien und Österreich erst 1961. 
Die Arbeitszeitverkürzung begann in Polen im Jahre 1950. 
Damals konnte die Arbeitszeit bei erschwerten bzw. 
gesundheitsschädlichen Arbeitsbedingungen bis auf 6, 7 
bzw. 7,5 Stunden pro Schicht, d. h. auf 36, 42 bzw. 45 
Stunden in der Woche verkürzt werden. Durch ein entspre-
chendes Gesetz wurde der Ministerrat befugt, in Zusam-
menarbeit mit dem Zentralrat der Gewerkschaften eine 
Liste von Betrieben und Arbeitsplätzen aufzustellen, in 
denen die verkürzte Arbeitszeit eingeführt werden 
durfte.
1) Das genannte Gesetz wurde aber 1974 durch das 
Arbeitsgesetz aufgehoben. Im Arbeitsgesetz wurde die 
Arbeitszeitverkürzung für Beschäftigte, die unter beson-
ders erschwerten Bedingungen arbeiteten, anders geregelt 
als im früheren Gesetz. Man schätzt, daß bis 1980 von 12 
Mio. Beschäftigten in der vergesellschafteten Wirtschaft 
ca. 250000 Arbeitnehmer von der Arbeitszeitverkürzung 
wegen erschwerter oder gesundheitsschädlicher Arbeitsbe-
dingungen betroffen waren. 
Die Arbeitszeitverkürzung für Beschäftigte in besonders 
belastenden Arbeitsbereichen hatte viele Probleme hervor-
gerufen. Zwar wurde die Gesundheitsgefährdung der 
Arbeitnehmer vermindert, doch waren die Betriebe nun 
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Verbesserung der Arbeitsbedingungen interessiert. 
Die polnische Arbeitsgesetzgebung strebte auch nach Ver-
besserung der Arbeitsbedingungen für berufstätige Frauen. 
In der Textilindustrie begann man seit 1967, am Samstag 
die dritte Schicht (Nachtschicht) und seit 1972 auch die 
zweite Schicht (Spätschicht) aufzuheben. So hatte sich die 
durchschnittliche Arbeitszeit der im Drei-Schichten-
System arbeitenden Frauen auf 44 und bei Aufhebung der 
Spätschicht sogar auf 42 Stunden pro Woche verkürzt. 
Eine Form der Arbeitszeitverkürzung durch Veränderung 
der Arbeitsorganisation ist das sogenannte Vier-Brigaden-
Arbeitssystem, das seit 1961 zuerst in der Stahlindustrie, in 
Zementwerken und bei der Eisenbahn eingeführt wurde. 
Bei diesem System betrug bis 1981 die Wochenarbeitszeit 
durchschnittlich 42 Stunden und die Zahl der werkfreien 
Tage 91 pro Jahr. Nach 1981 wurden diese infolge der 
allgemeinen Einführung der 42-Stunden-Woche in Polen 
auf 103 Tage erhöht. 
Zuvor galt die 42-Stunden-Woche schon für die Beschäftig-
ten in der Staatsverwaltung und der Rechtsprechung, in 
Finanz- und Versicherungsinstitutionen, im Gesundheits-
und Schulwesen, in gesellschaftspolitischen Organisatio-
nen, in Rundfunk- und Fernsehanstalten sowie in der 
Presse, in Verlagen, in wissenschaftlichen und kulturellen 
Institutionen. Seit 1981 gilt für sie die 40-Stunden-Woche. 
Die Arbeitszeit der Minderjährigen (15- bis 18jährige) 
betrug 6 Stunden pro Tag und 36 Stunden in der Woche. 
Seit 1974 begann in Polen ein langsamer Prozeß der 
Arbeitszeitverkürzung durch die Einführung von zusätzlich 
6 arbeitsfreien Samstagen.
2) In den Jahren 1975-1978 wur-
den 12 und in den Jahren 1979-1980 16 werkfreie Samstage 
eingeführt. Die arbeitsfreien Samstage wurde bei Beschäf-
tigten im Bereich der materiellen Produktion von der 
Erfüllung der Produktionspläne im vorangegangenen 
Monat abhängig gemacht. 
Die Arbeitszeitverkürzung im Jahre 1981 wurde durch den 
Druck der Gewerkschaft „Solidarnosc“ bewirkt. In der 
ganzen Volkswirtschaft wurde die 42-Stunden-Woche bei 
vollem Lohnausgleich durchgesetzt. Auf der anderen Seite 
wurden Regelungen aufgenommen, die es den Unterneh-
men ermöglichten, die Arbeitszeit innerhalb eines Rah-
mens je nach den Bedürfnissen des Betriebes bis 8,5 Stun-
den pro Tag festzulegen und so die negativen Konsequen-
zen der Arbeitszeitverkürzung wenigstens zum Teil zu ver-
meiden. 
Diese radikale Arbeitszeitverkürzung – obwohl sozial 
gerechtfertigt – erfolgte zum ungünstigsten Zeitpunkt der 
letzten 20 Jahre. Ein geeigneter Zeitraum für derartige 
Schritte hätte in Polen in der Mitte der 70er Jahre vorgele-
gen. Eben für diese Zeit war die Arbeitszeitreform in den 
von wissenschaftlichen Instituten und Regierungskommis-
sionen ausgearbeiteten Projekten vorgesehen. Das Fehlen 
von Tarifverhandlungen westlichen Typs und das undemo-
kratische Regierungssystem in Polen hatte jedoch zur 
Folge, daß derartige Beschlüsse der Regierung abgezwun-
gen werden mußten. 
Ende 1982 wurde die Arbeitszeit in vergesellschafteten 
Betrieben mit 42 Stunden je Woche im Durchschnitt nor- 
2) Uchwala nr 41 Rady Ministrow w sprawie zasad i terminöw wprowadza-nia 
dodatkowych dni wolnych od pracy w latach 1974 i 1975, Monitor Polski 
1974, nr 6. 
miert. Diese Maßnahme erlaubte eine Verteilung der 
Arbeitszeit, die die Gewährleistung von zusätzlichen 
arbeitsfreien Tagen auf dem bisherigen Niveau, das heißt 
38 Tage im Jahr sicherte. Die seit 1983 geltenden rechtli-
chen Bestimmungen fordern kein einheitliches Kalen-
darium bezüglich der hinzukommenden freien Tage, die 
aus der für das laufende Jahr bestimmten wöchentlichen 
Arbeitszeit resultieren. In der Praxis sieht die Verteilung 
der Arbeitszeit meistens so aus, daß in 3 Wochen 5 Tage 
mit je 8 Stunden gearbeitet wird und in der vierten Woche 
6 Tage mit je 8 Stunden (d. h. ein Samstag pro Monat ist 
nicht arbeitsfrei). 
Die 42-Stunden-Woche unterschreiten: 
-  Beschäftigte in den Organisationseinheiten der Volks-
wirtschaft, in denen 1981 eine wöchentliche Arbeitszeit 
von 40 Stunden galt (Gruppe A), 
-  Beschäftigte mit besonders erschwerten Arbeitsbedin-
gungen  oder  Beschäftigte,   die  gesundheitsschädliche 
Arbeiten verrichten (Gruppe B), 
-  Invalide der I. und II.  Gruppe, für die die 5-Tage- 
Arbeitswoche mit täglich 7 Stunden festgelegt wurde 
(35Std., Gruppe C). 
2. Ökonomisch-soziale Folgen der 5-Tage- Arbeitswoche 
Die Arbeitszeitverkürzung im Jahre 1981 konnte wegen 
der damals in Polen herrschenden politisch-gesellschaftli-
chen Situation weder zu einem intensiveren und rationelle-
ren Wirtschaften mit dem Arbeitskräftepotential in den 
Betrieben noch zu organisatorischen Fortschritten und 
Neuerungen beitragen. Allgemein kann man sagen, daß 
die Einführung der 42-Stunden-Woche nicht genügend vor-
bereitet war. Die Arbeitszeitverkürzung wurde nämlich als 
ein erzwungenes, notwendiges Übel betrachtet. Die Art 
und Weise, wie diese Maßnahme vorbereitet wurde, zeugt 
davon, daß sie eine soziale Maßnahme ohne ökonomische 
Begründung war. In den Auffassungen offizieller Kreise 
wurde die Arbeitszeitverkürzung als eine wichtige Ursache 
für die ökonomische Krise dargestellt. Bei Aufzählung der 
Produktionsverluste berücksichtigte man jedoch nicht, daß 
der wesentliche Grund der unvollständigen Ausnutzung 
des Produktionspotentials in der mangelnden Materialver-
sorgung und im organisatorischen Chaos der staatlichen 
Betriebe zu finden war. Die Lücken in der Versorgung mit 
Rohstoffen und Materialien, Energieprobleme sowie Still-
standszeiten infolge der Streiks hatten sich auf die Ausnut-
zung der Arbeitszeit negativ ausgewirkt. Sie hatten die 
Relationen zwischen der Arbeitszeit, der Produktion und 
der Beschäftigtenzahl gestört. Entscheidend war auch die 
sich aus der Einführung des Ausnahmezustands ergebende 
politische Stimmung. Sie trug zur Senkung der Arbeitspro-
duktivität, zur Verschlechterung der Produktqualität und 
zur Zunahme der Absenz am Arbeitsplatz bei. 
Die Erforschung der Beziehung zwischen Arbeitszeit und 
Produktionsergebnissen im makroökonomischen Maßstab 
kann in Polen keine glaubwürdigen Ergebnisse aufweisen, 
denn die effektive Nutzung der Produktionsanlagen und 
der Arbeitszeit ist von der regelmäßigen Materialversor-
gung und von politischen Stimmungen abhängig. Zum Bei-
spiel kam es in Polen in den Jahren 1981-1982 zu einem 
bedeutenden Produktionsrückgang, ohne daß im Bereich 
der Beschäftigung ähnliche Erscheinungen eingetreten 
wären, wie sie für die Marktwirtschaft typisch sind. Im 
Jahre 1982, also in der Krise und den immensen Produk-
tionsrückgängen, wurde die höchste Zahl freier Arbeits- 
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zeitig die niedrigste Zahl der Arbeitssuchenden verzeich-
net. Diese Erscheinungen in der sozialistischen Wirtschaft 
kann man, wie J. Kornai betont, aus den Folgen der „short-
age economics“ erklären
3). 
Etwas Licht auf die Auswirkungen der Arbeitszeitverkür-
zungen auf die Produktion können die Ergebnisse der 
Umfrage werfen, die zwei Jahre nach Einführung dieser 
Maßnahme in 346 Betrieben der verarbeitenden Industrie 
durchgeführt wurde
4). Befragt wurden: 11% kleine 
Betriebe, 58% mittelständische Unternehmen und ca. 31% 
Großbetriebe. Nach Meinung der Führungskräfte von 
mehr als der Hälfte der untersuchten Betriebe war auf-
grund der Arbeitszeitverkürzung kein Produktionsrück-
gang erfolgt, da dieser durch Steigerung der Arbeitspro-
duktivität, durch bessere Arbeitsorganisation (41,3%) oder 
durch Überstunden an Samstagen bei völliger Materialver-
sorgung (10,7%) ausgeglichen werden konnte. Demgegen-
über waren 37,6% der Direktionen der Ansicht, daß die 
Einführung der arbeitsfreien Samstage für den Produk-
tionsrückgang verantwortlich wären. 10,4% der untersuch-
ten Unternehmen hatten diese Frage nicht beantwortet. 
Das Argument, die Produktion sei durch die Einführung 
der werkfreien Samstage gesunken, wurde oft mit dem 
Kommentar versehen, daß die Lücken in der Materialver-
sorgung sich weit mehr auf die Produktion ausgewirkt 
hätten als die Arbeitszeitverkürzung. Diese Auffassung 
hing jedoch vom Industriezweig und vom Stand der techni-
schen Ausrüstung der Betriebe ab. Am deutlichsten war 
der Einfluß der Arbeitszeitverkürzung auf die Produktions-
ergebnisse in der Leichtindustrie, wo 63,3% der Befragten 
darauf verwiesen. In der Elektro- und Maschinenbauindu-
strie wurden in 28% der untersuchten Betriebe die negativen 
Effekte der Arbeitszeitverkürzung auf die Produktion 
betont. In 52% der Betriebe dieses Industriezweiges hatten 
die Direktoren jedoch festgestellt, daß nach der Einfüh-
rung der werkfreien Samstage kein Produktionsrückgang 
erfolgt war, denn die Arbeitszeitverkürzung wurde durch 
erhöhte Arbeitsproduktivität und durch Verbesserung der 
Arbeitsorganisation ausgeglichen. Die geringste Bedeu-
tung für die Produktion hatte die Arbeitszeitverkürzung in 
der Lebensmittelindustrie (16,1%). 
Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen der 
Betriebsgröße und dem Einfluß der werkfreien Samstage 
auf die Produktionsergebnisse. Je größer der Betrieb, 
desto größer ist der negative Einfluß der arbeitsfreien 
Samstage auf den Output. Bei 70% der befragten kleinen 
Betriebe wurden nämlich die Produktionsverluste infolge 
der werkfreien Samstage durch Steigerung der Arbeitspro-
duktivität ausgeglichen. Dies bestätigten aber nur 41,3% 
der mittelständischen und nur 30% der Großbetriebe. Das 
bedeutet, daß kleine Betriebe über eine größere Flexibilität 
verfügten und sich leichter an die veränderten Arbeits-
zeiten anpassen konnten. 
In der Untersuchung wurde eine negative Relation zwi-
schen der Modernität des Betriebes und der Möglichkeit 
des Ausgleichs des Produktionsrückganges durch Produkti-
vitätserhöhung festgestellt. Man kann annehmen, daß in 
3)  J. Kornai, Economics of Shortage, New York/Oxford 1980. 
4)  Diese Fragebogenaktion wurde durch das Institut für Arbeit und Sozialpolitik 
in Warschau durchgeführt. 
5) H. Strzemiriska, Czas wolny i czas pracy w polityce spolecznej, Wars- 
zawa 1988, S. 123-134. 
modernen Produktionsbetrieben geringere Reserven an 
Arbeitszeit vorhanden sind. Die Auffassung, infolge der 
Einführung der werkfreien Samstage sei kein Produktions-
rückgang erfolgt, hatten nämlich nur 29% der modernen 
Betriebe, aber 42,4% mittelmäßiger und gar 42,9% der 
Betriebe mit veralteter technischer Ausrüstung vertreten. 
Bei dem Versuch, die positiven und negativen Folgen der 
Arbeitszeitreform zu bilanzieren, erzielten die Vorteile ein 
deutliches Übergewicht. Mehr als 80% der untersuchten 
Betriebe schrieben den arbeitsfreien Samstagen keine Ver-
schlechterung des Produktionsvolumens zu. 58% waren 
dabei der Meinung, daß die werkfreien Samstage keinen 
größeren Einfluß auf die Produktionsergebnisse des Betrie-
bes hatten und 25% behaupteten sogar, ihre Einführung sei 
für den Betrieb nützlich gewesen. Nur 15% vertraten die 
Auffassung, die arbeitsfreien Samstage hätten sich negativ 
auf die Produktion des Betriebes ausgewirkt. 
Die vorgestellten Untersuchungsergebnisse zeugen von 
schlechter Ausnutzung der Arbeitszeit in den Betrieben 
und vom Bestehen einer verdeckten Unterbeschäftigung. 
Das Horten der Arbeitskräfte ist ein Grund für die nicht 
rationelle Nutzung des Arbeitskräftepotentials in den 
Unternehmen. Die bisherigen Erfahrungen bestätigen die 
Notwendigkeit einer Verbesserung des Lohn- und Beschäf-
tigungsmechanismus in sozialistischen Wirtschaftssyste-
men. Dies erfordert eine radikale Einschränkung der zen-
tralen Regelung der Löhne sowie Dispositionsfreiheit bei 
beschäftigungspolitischen Entscheidungen in den Unter-
nehmen. 
Bei der Beurteilung des Wertes der arbeitsfreien Zeit in 
der öffentlichen Meinung muß man die Mängel der Infra-
struktur mitberücksichtigen, die dazu führen, daß die mei-
sten Familien relativ viel Zeit für die alltäglichen Notwen-
digkeiten und Besorgungen benötigen. Deswegen kommt 
der arbeitsfreien Zeit ein hoher Rang in der Hierarchie der 
sozialen Bedürfnisse zu. Außerdem wartete man in Polen 
mehr als 15 Jahre auf die Arbeitszeitverkürzung. Die 
Arbeitszeitreform bezüglich der freien Samstage wurde 
hier erst 1981 vollzogen, also viel später als in den westli-
chen und auch anderen sozialistischen Ländern. In der 
Tschechoslowakei wurden beispielsweise schon im Jahre 
1967 alle Samstage zu werkfreien Tagen erklärt und in der 
Sowjetunion – noch früher – drei Samstage im Monat. 
Soziologische Untersuchungen zeigen, daß die Arbeitszeit-
verkürzung von 95% der Befragten für die größte Errun-
genschaft jener Zeit gehalten wird. Das betrifft sowohl die 
Frauen als auch die Männer
5). 
3. Erfahrungen mit der Arbeitszeitverlängerung in den 
achtziger Jahren 
Die sich verschlechternde ökonomische Situation und die 
Nichtausnutzung des Produktionspotentials hatten die 
Regierung zur Suche nach neuen Lösungen in der Verwal-
tung, in der Organisation der Arbeit und der Arbeitszeit 
veranlaßt. Die in Polen in den Jahren 1983-1988 unternom-
menen Schritte sollten zur Ausweitung des gesamten 
Arbeitsvolumens durch folgende Maßnahmen führen: 
- zusätzliche Beschäftigung der betrieblichen Arbeits-
kräfte außerhalb der gewöhnlichen Arbeitszeit, von 
nichtberufstätigen Personen (Rentner, Pensionäre, 
Frauen mit Erziehungsurlaub) sowie von Arbeitnehmern 
aus anderen Betrieben im Rahmen der sogenannten 
„wirtschaftlichen Betriebskollektive“, 
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von grundsätzlicher Bedeutung für die Volkswirtschaft 
und die Landesverteidigung, 
-  Erhöhung des Überstundenlimits. 
Aus dieser kurzen Übersicht wird ersichtlich, daß die 
Regierung Lösungen mit extensivem Charakter vorzog, 
deren Effektivität aber gering und nur von kurzfristiger 
Dauer waren. So wurden die organisatorischen Mißstände 
sanktioniert, ohne daß es zur besseren Ausnutzung der 
Produktionskapazitäten und der Arbeitszeit in den Betrie-
ben gekommen wäre. 
a) „wirtschaftliche Betriebskollektive“ 
Als ein Beispiel für solche zeitweiligen Maßnahmen kann 
die Bildung der „wirtschaftlichen Betriebskollektive“ 
genannt werden. Derartige Kollektive konnten in staatli-
chen Betrieben und in Produktionsgenossenschaften zur 
Herstellung von Gütern für die Bevölkerung außerhalb der 
gewöhnlichen Arbeitszeit an freistehenden Maschinen tätig 
werden. Unter Arbeit außerhalb der gewöhnlichen 
Arbeitszeit wird Arbeit an werkfreien Samstagen, an Sonn-
und Feiertagen sowie in Spät- und Nachtschicht verstan-
den, wenn im gegebenen Betrieb normalerweise nur ein 
Ein-Schicht-System besteht. Die Idee stützte sich auf unga-
rische Erfahrungen, deren Ergebnisse aber nur teilweise 
allgemein bekannt waren, nämlich nur hinsichtlich des 
Produktionszuwachses und der Steigerung der Einkünfte 
der Beschäftigten. In Ungarn und in Polen gibt es aber 
Beweise für die negativen Auswirkungen dieser Maß-
nahme. Die größte Arbeitsenergie wird nämlich bei diesem 
System für die besser bezahlte Produktion in den 
„Betriebskollektiven“ aufgewandt, was zur Vernachlässi-
gung der Arbeitsorganisation und Arbeitsqualität in der 
normalen Arbeitszeit führt. Die Arbeitszeit im Rahmen 
der „wirtschaftlichen Betriebskollektiven“ wird oft als 
Möglichkeit zusätzlicher Einkünfte, zur Umgehung des 
geltenden Überstundenlimits oder zum Aufholen der Pro-
duktionsrückstände der Normalarbeitszeit genutzt. Die 
Arbeit in „wirtschaftlichen Betriebskollektiven“ ist eine 
Form der Erhöhung der Überstundenzahl, denn sie werden 
in den Statistiken nicht berücksichtigt. Im Jahre 1986 wirk-
ten in der ganzen Volkswirtschaft in mehr als 2500 Betrie-
ben ca. 10000 Kollektive, bei denen 220000 Personen 
beschäftigt waren. Die Arbeit in diesen Kollektiven führte 
zur Disziplinzersetzung unter den Arbeitnehmern, die die 
besser bezahlte Arbeit außerhalb der normalen Arbeitszeit 
höher zu schätzen begannen als ihre Hauptbeschäftigung. 
Deshalb versuchte die Regierung durch ein entsprechendes 
Steuersystem das Interesse der Betriebe an dieser Lösung 
einzuschränken. 
Meines Erachtens waren die „wirtschaftlichen Betriebskol-
lektive“ eine typische Erscheinungsform der Schattenwirt-
schaft auf der Betriebsebene. Die Möglichkeit, die Schat-
tenwirtschaft in den sozialistischen Betrieben auszuüben, 
sind naturgemäß von der Effizienz des Kontrollsystems 
abhängig; dieses ist vor allem von der Art des Lenkungs-
systems abhängig. Das zentralistische Lenkungssystem 
führt aber zu einem hochformalisierten, inhaltlich wenig 
effizienten Kontrollsystem und zur Schwächung des Ver-
antwortungsgefühls bei den Kontrollinstanzen. 
6)  Dziennik Ustaw 1983, Nr. 39, poz. 176. 
7) Rozporzadzenie  Rady Ministrow w sprawie zasad stosowania czasu 
pracy w uspolecznionych zakladach pracy oraz zmain niektorych przepi- 
söw o czasie pracy, Dziennik Ustaw 1984, nr 51. 
8)  Dziennik Ustaw 1985, nr 59, poz 299. 
b) Modifizierung der Arbeitszeit 
Das Gesetz, das den Betrieben die Überschreitung der 
geltenden Arbeitszeitnormen ermöglicht, ist das Gesetz 
über die besondere gesetzliche Regelung in der Zeit der 
Überwindung der gesellschaftlich-ökonomischen Krise
6). 
Durch dieses Gesetz wurden die Leiter von Betrieben mit 
grundsätzlicher Bedeutung für die Volkswirtschaft befugt, 
die Arbeitszeit innerhalb der Grenzen von 8 Stunden pro 
Tag und 46 Stunden pro Woche zu verlängern, wenn dies 
für die Realisierung wichtiger wirtschaftlicher Aufgaben 
nötig sei. In der Praxis wurde dieses Gesetz jedoch nicht 
nur für solche außergewöhnlichen Produktionssituationen 
angewandt. 
Weitgehende Veränderungen für die Arbeitszeit wurden 
durch die Verordnung des Ministerrats vom 8. Okto-
ber 1984 eingeführt
7). Sie wurde vom Gesetzgeber als 
einen Schritt in Richtung flexibler Arbeitszeitgestaltung 
verstanden. In Wirklichkeit ist es eine einseitige Lösung, 
die die Anwendung neuer Regelungen ausschließlich auf 
Antrag und im Interesse des Betriebes zuläßt und die 
Länge sowie Organisation der Arbeitszeit den aktuellen 
Bedürfnissen des Betriebes unterordnet. In der Verord-
nung wurde die 42-Stunden-Woche als Norm beibehalten, 
doch sollte diese nur als Durchschnitt gelten und die 
Grundlage für die Arbeitszeitberechnung in längeren Zeit-
spannen darstellen. Es wurde dabei zugestanden, daß in 
Zeiten mit erhöhten Produktionsaufgaben die Arbeitszeit 
bis auf 9 Stunden pro Tag und 48 Stunden in der Woche 
verlängert und bei geringer Beschäftigung die Tages- wie 
Wochenarbeitszeiten verkürzt werden durften. Die Ar-
beitszeitberechnung konnte alle 2, 3 oder 4 Wochen, ein-
mal im Vierteljahr, pro Halbjahr oder sogar einmal in der 
Saison gestattet werden. 
Die Überstundengrenzen wurden bedeutend über das bis-
her geltende Limit von 120 Stunden pro Beschäftigtem im 
Jahr erhöht; sie betrugen 30 Stunden monatlich und im 
Transport und Verkehr bis zu 60 Stunden. Die Überstun-
dengrenzen und die Arbeitszeit sollte der Betriebsleiter in 
Zusammenarbeit mit der Gewerkschaftsorganisation des 
Betriebs festlegen. 
Die genannte Verordnung stützte sich also als weiteres 
Gesetz auf die Annahme, daß die Arbeitszeitverlängerung 
den Weg zur Lösung der aktuellen wirtschaftlichen Pro-
bleme ermöglicht. Sie gab keine Anregungen zur Regelung 
der Arbeitszeit in den Betrieben, sondern – im Gegenteil -
sie erleichterte die Verdeckung der Folgen schlechter 
Organisation durch Verlängerung der Arbeitszeit und 
durch Erhöhung der Beschäftigtenzahl. 
Die Umfragen haben gezeigt, daß 71,5% der Betriebe die 
aus der besprochenen Verordnung folgenden Rechte nicht 
wahrgenommen hatten. Die wichtigsten Ursachen dafür 
waren: 
1.  die bisher geltende Organisation der Arbeitszeit ent-
sprach den Bedürfnissen des Betriebs (68% der unter-
suchten Betriebe), 
2.  die Belegschaft hatte die Verordnung nicht akzeptiert 
(3,5%). 
Die Verordnung über die Arbeitszeit in vergesellschafteten 
Produktionsbetrieben in den Jahren 1986-1988 erweiterte 
auch die Anwendung unterschiedlicher Arbeitsbeginn- und 
-endzeiten auf Antrag des Arbeitnehmers
8). 
Dieses System weist teilweise Merkmale der flexiblen 
Arbeitszeitgestaltung auf, die die Lage und Dauer der 
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subjektiven Wünschen der Arbeitnehmer anpaßt. Die 
Berechnung der Arbeitszeiten umfaßten meist 1-2 Monate 
und nur in besonderen Fällen ein halbes Jahr. Unter den in 
polnischen Betrieben herrschenden Umständen, für die das 
Fehlen von Bedingungen für eine rhythmische Produk-
tionsweise charakteristisch war, konnte eine derartige 
gesetzliche Regelung der Manipulation der Arbeitszeit die-
nen, also einer Anpassung der Arbeitszeit – auch mit 
Akzeptanz der Arbeitnehmer – an die Produktionsbedürf-
nisse des Betriebs. So wurde die Verantwortung für Orga-
nisationsmängel in der Materialversorgung auf die Arbeit-
nehmer abgeschoben. 
Ein weiteres Element in der Tendenz zur Arbeitszeitver-
längerung ist die unglaublich hohe Zahl an zulässigen 
Überstunden. Die Arbeitszeitverlängerung bis auf 9 Stun-
den pro Tag durch die Anwendung des Überstundenlimits 
von 60 (bzw. 30) Stunden monatlich ermöglichte durch-
schnittliche Arbeitszeiten von 10 (bzw. mehr als 11) Stun-
den täglich pro Halbjahr, was einer Rückkehr zu Arbeits-
zeitnormen aus den siebziger Jahren und noch früheren 
Zeiten entspricht. Diese Zustände verstoßen gegen die 
Gesundheitsschutzgesetze. 
Die durchschnittliche Zahl der Überstunden war von 
79 Stunden pro Arbeitnehmer im Jahre 1980 auf 154 Stun-
den im Jahre 1985 gestiegen und man kann weiterhin eine 
steigende Tendenz beobachten. Der Anteil der Überstun-
den an der gesamten Arbeitszeit wurde in dieser Zeit von 
3,8% auf 8% erweitert. Die Samstagsarbeit wird zu einer 
immer häufiger auftretenden Erscheinung. Die höchsten 
Überstundenzahlen hatte man in der Treibstoff- und Ener-
gieindustrie, der Lebensmittel- und Metallindustrie ver-
zeichnet und die geringste in der Leicht- und Chemieindu-
strie. 
Die vorgestellten Gesetze, die die Arbeitszeitverlängerung 
unterstützen sollten und den Betrieben bestimmte Rechte 
in dieser Hinsicht zusprachen, hatten keine Verbesserung 
der Arbeitszeitausnutzung gebracht. Davon zeugen Daten 
über Arbeitszeitverluste in polnischen Unternehmen. 
4. Die tatsächliche Wochenarbeitszeit 
Die polnische Berichterstattung umfaßt Arbeitsstunden 
während der Normalarbeitszeit und Überstunden. Die 
Daten des Zentralamtes für Statistik betreffen die Gesamt-
heit der in der materiellen Produktion Beschäftigten und 
sind nach Branchen geordnet. Die gearbeitete Zeit wird 
gewöhnlich in Stunden pro 100 Beschäftigte dargestellt. 
Im Jahre 1987 hatte man während der normalen Arbeits-
zeit in der Industrie 1711 Stunden gearbeitet. Das ergibt 
umgerechnet 32,9 Stunden pro Woche (ohne Über-
stunden). 
Für die Berechnung der tatsächlichen Arbeitszeit muß die 
Zahl der Überstunden berücksichtigt werden. Die Über-
stunden betrugen beispielsweise im Jahre 1987 in der Indu-
strie 12,6, im Bauwesen 11, im Transport 26,3 und im 
Handel 10,2 Stunden monatlich. Aus der Analyse dieser 
Daten folgt, daß meist an Samstagen gearbeitet wird. Der 
Anteil der an werkfreien Samstagen gearbeiteten Stunden 
betrug 42,7%. 
9) Die Untersuchung des Zentralen Statistikamtes in Warschau vom März 
1985.  
10) L. Oksytiuk, Czas pracy w rolnictwie indywidualnym, in: „Wiadomosci 
Statystyczne“ 1984, nr 4. 
Die tatsächliche Wochenarbeitszeit, inklusive Überstun-
den, erreichte im Jahre 1987 in der Industrie 35,8 Stunden, 
im Bauwesen 36,1, im Transport 40,3 und im Handel 
36,4 Stunden. Dies sind aber nur durchschnittliche Daten. 
Es existieren große Abweichungen. Aufgrund der Berech-
nungsmethoden können diese Daten nur als Orientierungs-
angaben betrachtet werden. 
Anhand der polnischen Statistik kann man nicht quantifi-
zieren, um wieviel Prozent der Arbeitnehmer die tarifliche 
Wochenarbeitszeit unter- oder überschritten hat. Untersu-
chungen, die dieses Problem teilweise erfassen, betreffen 
die Struktur und den Stand der Arbeiterlöhne im Jahr 1985 
in ausgewählten Betrieben der vergesellschafteten Wirt-
schaft
9). Von 1125,1 Tausend ausgewählten Beschäftigten 
in der Produktion hatten mehr als 48 Stunden wöchentlich 
gearbeitet: 
-  Bergarbeiter: 12 921 
-  Bauern, Gärtner, Fischer, Meliorationsarbeiter: 9346 
-  Arbeiter bei Bedienung der Anlagen der Eisenbahnfahr-
zeuge: 6559 
Ca. 2,7% der betrachteten Beschäftigten (Arbeiter) hatten 
länger als 48 Stunden gearbeitet und 3,2% länger als 
50 Stunden wöchentlich. 
Die tatsächliche Arbeitszeit ausgewählter Beschäftigter 
außerhalb der Industrie war im allgemeinen kürzer als 
diejenige der Arbeiter. Eine Ausnahme bildeten hier die 
Krankenschwestern, die beispielsweise im März 1985 ca. 
200 Stunden gearbeitet hatten. 
Die tatsächliche Arbeitszeit in der privaten Landwirtschaft 
wird durch die Statistiken nicht ermittelt. Die einzige Infor-
mationsquelle für die Arbeitszeit der Beschäftigten auf 
privaten Bauernhöfen bilden Umfragen unter Landwirt-
schaftskorrespondenten
10). Aus den in 2588 Bauernhöfen 
ausgefüllten Fragenbögen resultiert bezüglich der täglichen 
Arbeitszeit in den einzelnen Jahreszeiten, daß die in diesen 
Bauernhöfen Beschäftigten täglich durchschnittlich länger 
als 10 Stunden gearbeitet hatten und im Sommer sogar 
12,2 Stunden. Diese Umfrage verdeutlicht also, daß in den 
für die Landwirtschaft wichtigsten Jahreszeiten der Bauer 
länger als der Arbeiter in anderen Bereichen der Volks-
wirtschaft arbeitet. 
5. Fehlzeiten in Polen und in anderen Ländern 
Die Einschränkung der Arbeitszeitverluste war und ist in 
der polnischen Wirtschaft ein wichtiges Problem. Der 
Absentismus ist in Polen besonders hoch – der Jahres-
durchschnitt beträgt 220 Stunden pro Beschäftigtem. Den 
größten Anteil an den Fehlzeiten (67,1%) verursachen 
Krankheiten. Dies bedeutet, daß pro Tag ungefähr 
1,5 Millionen von insgesamt 12,3 Millionen Arbeitneh-
mern des staatlichen Sektors dem Arbeitsplatz fernbleiben. 
Würde die Abwesenheit um 25% sinken, wäre dies mit 
einer Erhöhung der Beschäftigungszahl um 875 000 gleich-
zusetzen. Zum Vergleich: Infolge des Übergangs zur 42-
Stunden-Woche war die Zahl der Arbeitsstunden pro 
Arbeitnehmer um 5% gesunken, was im gesamten Sektor 
der vergesellschafteten Wirtschaft zur Senkung des realen 
Arbeitsvermögens um 600 000 Personen geführt hatte. 
Dieses Problem ist in Polen sehr wichtig, da ein ständiger 
Überschuß an offenen Stellen im Verhältnis zu den 
Arbeitssuchenden herrscht. 1987 wurden 267 000 gemel-
dete offene Stellen und nur 6000 registrierte Arbeitssu- 
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unter ca. 44 Arbeitsplatzangeboten auswählen. 
Polen weist nach Schweden (230 Stunden) die höchsten 
Fehlzeiten der Welt auf. Im Vergleich zur Bundesrepublik 
Deutschland ist die Abwesenheit wegen Krankheit, Unfall, 
Kur, Mutterschaft und Sonderurlaub um 78 Stunden pro 
Arbeitnehmer im Jahr höher. Es soll hier vermerkt wer-
den, daß Japan, das Land mit der längsten tariflichen 
Jahressollarbeitszeit (2201 Stunden) die geringsten Fehl-
zeiten der Welt registriert (35 Stunden im Jahr). Japani-
sche Industriearbeiter sind nach Abzug des Urlaubs, der 
Feiertage und der Fehlzeiten rund 580 Stunden länger im 
Betrieb tätig als z. B. ihre Kollegen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die USA mit der Jahressollarbeitszeit von 
1912 Stunden nehmen den zweiten Platz in der Welt hin-
sichtlich der Fehlzeiten (64 Stunden) ein. 
Nach den offiziellen Statistiken beträgt die tatsächliche 
Arbeitszeit in der polnischen Industrie 32,9 Stunden pro 
Woche. Wie die Untersuchung in 62 ausgewählten verge-
sellschafteten Betrieben gezeigt hat, beträgt die tatsächli-
che Arbeitszeit 22,1 bis 35,1 Stunden pro Woche
11). Die 
meisten Wissenschaftler meinen, daß die durchschnittliche 
tatsächliche Arbeitszeit 30 Stunden pro Woche beträgt. Es 
bestehen also gewisse Unterschiede zwischen den offiziel-
len statistischen Arbeitszeitdaten und der Wirklichkeit. 
Die Differenzen betragen 15-20%
12). Diese Unterschiede 
ergeben sich daraus, daß die Betriebe die Fehlzeiten nicht 
melden. Mehr noch, die Auffassungen der Direktoren und 
der Beschäftigten stimmen darin überein, daß die wirkli-
chen Fehlzeiten nicht angegeben werden sollten, da sie 
Reserven darstellen, die zur Erfüllung dringender Aufga-
ben dienen und zusätzliche Einkünfte ermöglichen können. 
Die Fehlzeiten beruhen vorwiegend auf organisatorisch-
technischen Gründen wie Maschinenpannen, mangelnder 
und unregelmäßiger Materialversorgung, Energieausfall 
(Strom, Erdgas), Stillstandszeiten wegen Kälte und Fehlen 
der technischen Dokumentation. An den Fehlzeiten sind 
aber auch die Arbeitnehmer schuldig, z. B. indem sie ihre 
Arbeit später beginnen und früher beenden, den Arbeits-
platz ohne Grund verlassen, die Frühstückspausen verlän-
gern oder am Arbeitsplatz untätig bleiben. Nicht ohne 
Bedeutung sind auch Fehlzeiten, die sich aus unregelmäßi-
ger Produktion ergeben. Aus entsprechenden Untersu-
chungen in Betrieben folgt, daß der Produktionsrhythmus 
in den ersten zwei Dekaden des Monats in der Regel viel 
schlechter ist als in der dritten. 
6. Regelungen des Rentenalters 
Das Rentenalter liegt in den meisten sozialistischen Län-
dern bei 55 Jahren für Frauen und bei 60 Jahren für Män-
ner. Eine Ausnahme bilden die DDR und Polen mit 60 
bzw. 65 Jahren. Darüber hinaus existieren in einzelnen 
Ländern Sonderregelungen für berufstätige Mütter und 
andere Beschäftigungsgruppen. 
Die wichtigste Rechtsgrundlage für die Rentenversiche-
rung ist in Polen das Gesetz über die allgemeine Renten-
versicherung der Arbeitnehmer und ihrer Familien vom 
11) E. Roszkowski, S. Kocot, Wykorzystanie czasu na robotniczch stanowis-kach 
pracy w wybranych przedsiebiorstwach przemyslowych Studia i materialy 
Instytutu Pracy i Spraw Socjalnych, nr 12, Warszawa 1985, S. 85. 
12) Warianty koncepcji Narodowego Planu Spoleczno-Gospodarczego na lata 
1986-1990, Komisja Planowania przy Radzie Ministröw, Warszawa 1985, S. 
15. 
23. 1. 1968. Dieses Gesetz gilt für alle Arbeitnehmer, mit 
Ausnahme der Bergarbeiter und der Eisenbahnbedienste-
ten, für die besondere Gesetze gelten. Nach dem Gesetz 
richtet sich das Rentenalter nach der Beschäftigtenkatego-
rie, wobei in zwei Klassen unterschieden wird. Zur ersten 
gehören die Personen, die unter erschwerten Bedingungen 
arbeiten (auch Lehrer gehören zu dieser Klasse). Alle 
anderen Arbeitnehmer gehören zur zweiten Kategorie. 
Das Ruhealter für die erste Beschäftigungskategorie liegt 
bei 60 Jahren für Männer und bei 55 Jahren für Frauen, für 
die zweite Kategorie entsprechend 65 und 60 Jahre. Unter 
bestimmten Voraussetzungen können Frauen mit 55 Jah-
ren (30 Jahre Berufstätigkeit und Zugehörigkeit zur I. bzw. 
II. Invalidengruppe) und Männer mit 60 Jahren (25 Jahre 
Berufstätigkeit und Zugehörigkeit zur I. bzw. II. Invaliden-
gruppe) aus dem Erwerbsleben ausscheiden. 
Während der Währungsreformgesetzgebung wurde ange-
nommen, daß es zu grundsätzlichen Wandlungen auf dem 
Arbeitsmarkt kommen würde. Man erwartete Arbeitskräf-
teüberschüsse. Im Juli 1981 hatte die Regierung vorüberge-
hend die gesetzlichen Rahmenbedingungen für Vorruhe-
standsregelungen geschaffen. Nach dem Vorruhestandsge-
setz konnten Arbeitnehmer mit bereits absolvierter lang-
jähriger Lebensarbeitszeit (Männer mit 40 Jahre und 
Frauen mit 35 Jahre) oder solche, die 5 Jahre vor der 
eigentlichen gesetzlich festgelegten Rentenaltersgrenze 
standen, in den Ruhestand treten. Das führte zu einer 
raschen Zunahme der Neuzugänge in die Rentenversiche-
rung. Die mit der Vorruhestandsregelung verbundenen 
Beschäftigungseffekte und Auswirkungen auf die betriebli-
che Arbeitsorganisation waren leider schlecht eingeschätzt 
worden. Es entstand lediglich ein Arbeitskräftemangel, so 
daß das Gesetz wieder abgeschafft wurde. 
7. Schlußbemerkung 
Die polnische Wirtschaft ist ineffizient. Als ein Ergebnis 
dieser Sachlage ist die Frustration und sogar Hoffnungslo-
sigkeit anzusehen, die vor allem bei der jungen Generation 
zu beobachten ist. Vor diesem Hintergrund sind die Wirt-
schaftsreformvorschläge als Herausforderung zu sehen. 
Die einzige Möglichkeit den Lebensstandard zu verbes-
sern, ist der Übergang zu einem effizienten Marktwirt-
schaftssystem. Auf dem Weg zu einer „sozialistischen 
Marktwirtschaft“ gibt es kein Patentrezept – jedoch eine 
Menge Hoffnung. Diese Hoffnungsträger sind die „Privat-
initiativen“ und die Gewerkschaft „Solidarnosc“. Es bleibt 
jedoch fraglich, ob die Gewerkschaft „Solidarnosc“ Positi-
ves zur betrieblichen Effizienz und damit zur gesamtwirt-
schaftlichen Produktivität beitragen wird. 
Die veränderte Lage Polens erfordert ein höheres Maß an 
wissenschaftlicher Politikberatung, und der Zeitbedarf für 
die Suche und die instrumentale Umsetzung neuer Ansätze 
ist größer als bei herkömmlichen Lösungen. Denn für neue 
Wege gilt in besonderem Maße, daß die Akzeptanz inter-
ner und externer Entscheidungsträger wie auch der ausfüh-
renden Bürokratie gewonnen werden muß. Daß Arbeits-
zeitpolitik einen Beitrag zur Produktivitätssteigerung lei-
sten kann, ist mittlerweile in der wissenschaftlichen Diskus-
sion unumstritten. Unterschiedlich sind jedoch die Ansatz-
punkte und Modalitäten einer produktivitätsorientierten 
Arbeitszeitpolitik. Eine Erörterung neuerer arbeitszeit-
politischer Ansätze und Modelle sollte zunächst die beste-
henden Interessengegensätze zwischen dem Staat als 
Arbeitgeber und den Arbeitnehmern berücksichtigen. 
Eine ausschließlich an interessensbedingten Standpunkten 
  
MittAB 4/89  595 orientierte Sichtweise birgt die Gefahr in sich, daß neuere 
arbeitszeitpolitische Ansätze und Initiativen einseitig und 
verzerrt wahrgenommen werden. Ob der Spielraum für die 
Verwirklichung der produktivitätsorientierten Arbeitszeit-
politik vorhanden ist, wird die Zukunft zeigen. 
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